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Anfrage für Beratungsleistungen zum Neubau/Beschaffungsvarianten von 
Schulen

Anlage: Gemeinsamer Erfahrungsbericht zur Wirtschaftlichkeit von ÖPP-Projekten 

Sehr geehrter Herr Preuß,

bezüglich Ihrer Anfrage zu Berafungsleistungen des Bayerischen Obersten Rech­

nungshofs per E-Mail vom 13.05.2019 zur Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsvari­

anten, Eigenerstellung oder PPP-Projekt, dürfen wir auf die Beratungsstelle im 

Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr verweisen. Die Beratung der 

bayerischen Kommunen bei ihren PPP-Projekten obliegt dem Staatsministerium 

für Wohnen, Bau und Verkehr im Rahmen der PPP Arbeitsgruppe Bayern (PPP 

AG) im Referat 14. Intensität und Umfang der Beratung richten sich nach dem 

Wunsch und Bedarf der jeweiligen Kommune. Das Angebot ist für die bayerischen 

Kommunen kostenfrei und umfasst das Spektrum, das von der Erstberatung am 

Projektanfang über die Klärung von Einzelfragen bis zur längerfristigen Begleitung 

des Projekts reicht.

Für zuwendungsrechtliche Fragen dürfen wir auf die zuständige Regierung, die 

Regierung von Oberbayern, für vergaberechtliche Fragen auf die VOB-Stelle der

Ihre Nachricht (E-Mail)
vom 13.05.2019 und 18.07.2019
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Regierung von Oberbayern aber auch auf den Kommunalen Prüfungsverband 

verweisen, der für Verbandsmitglieder möglicher Ansprechpartner ist.

Zu Pro und Contra von PPP-Projekten bzw. zur Wirtschaftlichkeit von PPP- 

Projekten aus der Sichtweise des Bayerischen Obersten Rechnungshofs können 

wir Ihnen den „Gemeinsamen Erfahrungsbericht zur Wirtschaftlichkeit von ÖPP- 

Projekten“, herausgegeben von den Präsidentinnen und Präsidenten der Rech­

nungshöfe des Bundes und der Länder vom 14. September 2011 zur Verfügung 

stellen. Dieser Bericht spiegelt nach wie vor den Kenntnisstand der Rechnungshö­

fe zur Wirtschaftlichkeit von ÖPP-Projekten wider.

Von einer Teilnahme an der Sitzung am 17.09.2019 sehen wir ab

Mit freundlichen Grüßen

gez. Thomas Bühlmeyer 
Ltd. Ministerialrat



Gemeinsamer Erfahrungsbericht 

zur Wirtschaftlichkeit von ÖPP-Projekten
if
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8 Zusammenfassung

[zu Kapitel 2 - Haushaltsrechtliche Behandlung von ÖPP-Projekten]

• Projekte, die sich die öffentliche Hand aus eigenen Mitteln nicht leisten kann, darf sie 
sich ebenso wenig alternativ finanziert in einer ÖPP leisten.

• ÖPP-Projekte dürfen nicht zu einer Umgehung von Neuverschuldungsverboten füh­
ren; konsumtive Bestandteile des Leistungsentgelts müssen deutlich erkennbar und 
nachvollziehbar ausgewiesen werden.

• ÖPP-Projekte sind während ihrer gesamten Vertragslaufzeit im Haushalt vollständig 
darzustellen. Die Belastung künftiger Haushalte muss klar erkennbar sein.

[zu Kapitel 3 - Finanzierung von ÖPP-Projekten]

• Projektfinanzierung bietet neben einer angemessenen Risikoverteilung auch den 
Vorteil einer zusätzlichen Kontrolle durch die Banken. Erfahrungsgemäß haben Pro­
jektfinanzierungen einen um 0,5 % bis 1,0 % höheren Finanzierungssatz im Ver­
gleich zur konventionellen Haushaltsfinanzierung.

• Forfaitierung mit Einredeverzicht führt zu einer Risikoverschiebung in Richtung der 
öffentlichen Hand. Diese Risikoverschiebung muss im Wirtschaftlichkeitsvergleich 
angemessen berücksichtigt werden. Die Finanzierungskonditionen sind vergleichbar 
mit der konventionellen Haushaltsfinanzierung.

[zu Kapitel 4 - Vorbereitung und Vergabe von ÖPP-Projekten]

• Die Bedarfsermittlung liegt immer in der Verantwortung der öffentlichen Hand. Mit 
dieser Ermittlung ist die grundsätzliche Finanzierbarkeit des zu realisierenden Pro­
jekts festzustellen. Die Entscheidung, ob eine Realisierung als ÖPP-Projekt oder in 
herkömmlicher Form erfolgen soll, muss solange wie möglich offenbleiben.

• Die Pflicht des Bauherren, quantitative und qualitative Festlegungen zu treffen und 
die grundsätzliche Finanzierbarkeit der Investitions- und Folgekosten (Nutzungskos­
ten) im öffentlichen Haushalt nachzuweisen, verlangt ein Mindestmaß an Planungs­
tiefe, damit Investitions- und Folgekosten mit einer hinreichenden Genauigkeit ermit­
telt werden können.
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• Die Auswahl der externen Berater ist dem Wettbewerb zu unterstellen. Nur dadurch 
ist eine hohe Qualität und Wirtschaftlichkeit der eingekauften Leistungen zu sichern. 
Offensichtlich unauskömmliche „Lockangebote“ für die ersten Stufen der Beratungs­
leistungen sollten von einer Vergabe ausgeschlossen werden. Die mit Hilfe von 
nachvollziehbaren und eindeutigen Kriterien vorzunehmende Auswahl eines leis­
tungsfähigen Büros ist eine unverzichtbare Voraussetzung für eine unabhängige Be­
ratung. Zur Bewertung der Ergebnisse der Beratungsleistungen sollte der in den ver­
schiedenen Bereichen der Verwaltung vorgehaltene Sachverstand eingebunden 
werden (kein blindes Vertrauen in externe Berater).

• In der Leistungsbeschreibung müssen zu große Interpretationsspielräume durch die 
eindeutige und erschöpfende Beschreibung der Anforderungen vermieden werden. 
Rahmenbedingungen, die unveränderlich sind, und Bereiche, in welchen die Bieter 
Dispositionsfreiheit haben, sollten eindeutig vorgegeben werden.

• Die Bewertungskriterien sind mit der Aufstellung der Machbarkeitsstudie frühzeitig 
festzulegen und bis zum abschließenden Wirtschaftlichkeitsvergleich für beide Be­
schaffungsvarianten (Gegenüberstellung von ÖPP und PSC) einheitlich anzuwen­
den.

[zu Kapitel 5 - Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen von ÖPP-Projekten]

• Die Vergleichbarkeit zwischen den Varianten muss in sämtlichen Phasen des Pro­
jekts gewährleistet sein (horizontal/vertikal). Dies setzt voraus, dass für beide Varian­
ten einheitliche Rahmenbedingungen gelten, die ggf. anzupassen sind. Vergleichs­
werte für die konventionelle Beschaffungsvariante durch pauschale Zu- und Ab­
schläge herzuleiten ist zu vermeiden.

• Der Wirtschaftlichkeitsvergleich anhand von Kostenkennwerten für die konventionelle 
Beschaffungsvariante kann mit erheblichen Unsicherheiten verbunden sein. Konkre­
te Ausschreibungsergebnisse für beide Varianten (ABC-Ausschreibung), wie sie mit 
bei Investorenmodellen (ÖPP 1. Generation) angewandt wurden, führten zu einer 
weitaus verlässlicheren Vergleichs- und Entscheidungsgrundlage.

• Mithilfe von Sensitivitäts- und Szenarioanalysen lassen sich die Ergebnisse der Wirt­
schaftlichkeitsuntersuchungen auf ihre Belastbarkeit hin untersuchen. Insbesondere 
Risikokosten sind im Wirtschaftlichkeitsvergleich separat auszuweisen. Dadurch wird
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deutlich, in welchem Umfang sie das Ergebnis bzw. die Effizienzrendite beeinflussen. 
Die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sollten grundsätzlich mit Sen- 
sitivitäts- und Szenarioanalysen überprüft werden. Neben den Investitions- und Fi­
nanzierungskosten sind auch die Risikoansätze kritische Eingangsgrößen für die 
Analyse und die sich ergebenden Folgekosten.

• Bewirtschaftung und Betrieb bis zu 30 Jahre an einen privaten Partner zu vergeben 
hat zur Folge, dass diese Dienstleistungen dem Wettbewerb langfristig entzogen 
werden. Die direkte Auftragsvergabe des öffentlichen Auftraggebers an meist mittel­
ständische Firmen fällt damit weg. Dies halten die Rechnungshöfe für kritisch. Die öf­
fentliche Hand profitiert schneller von aktuellen Marktpreisen und Innovationen rund 
um die Bewirtschaftung und den Betrieb, wenn diese Leistungen periodisch dem 
Wettbewerb unterstellt werden. Der Lebenszyklusansatz wird dadurch nicht behin­

dert.

[zu Kapitel 6 - Ermittlung des PSC]

• Die Fortschreibung der Investitions- und Folgekosten zur Ermittlung des PSC sollte 
mit zunehmendem Projektfortschritt durch größere Planungstiefe und weitere Opti­
mierung der Eigenrealisierung auch eine höhere Kostengenauigkeit in allen Kosten­
bestandteilen des PSC herstellen.

[zu Kapitel 7 - Risikobewertung und -Verteilung]

• Die Erfahrungen der Rechnungshöfe zeigen, dass beim Wirtschaftlichkeitsvergleich 
vorrangig die Eigenbauvariante mit hohen Risikokosten belegt wird. Die monetäre 
Bewertung der Risiken wird somit zur Stellschraube im Wirtschaftlichkeitsvergleich 
von konventioneller Beschaffungs- und ÖPP-Variante.

• Jedes ÖPP-Projekt weist spezielle, unterschiedlich ausgeprägte Risiken auf. Auch 
wenn in der Fachliteratur versucht wird, bestimmte Risiken zu typisieren, stellt jedes 
Projekt letztendlich einen Einzelfall dar.

• Eine kritische Herangehensweise sollte die Grundlage jeder Risikobewertung sein. 
Dem öffentlichen Auftraggeber sollte bewusst sein, dass die Risiken, die bei der 
ÖPP-Variante vom Privaten getragen werden, von diesem im Bereich der Investiti-
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ons-, Finanzierungs- und Betriebskosten zumindest kompensiert werden müssen, 
um den wirtschaftlichen Vorteil des ÖPP nachweisen zu können.

• Neben den in den einschlägigen Leitfäden aufgeführten möglichen Risiken auf der 
Grundlage des Lebenszyklusansatzes sollten ÖPP-spezifische Risiken - wie z. B. 
das Vertragsrisiko - nicht außer Acht bleiben.


